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Stellungnahme zu dem Antrag der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/die Grünen und der 
Abgeordneten des SSW, Drucksache 18/4105 
Lohndumping in Schlachthöfen verhindern 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender Göttsch, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
 
die Gewerkschaft NGG begrüßt ausdrücklich das Ansinnen der Antragsteller in dem "Land der gu-
ten Arbeit" sich mit der prekären Arbeitssituation von vielen Kolleginnen und Kollegen in Schles-
wig-Holstein zu beschäftigen und "Missbrauch", wie der Antrag es aus unserer Sicht richtig formu-
liert, zu beenden. Bevor auf den Antrag im Einzelnen eingegangen wird, möchten wir die derzeitige 
Lage der betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus Sicht der Gewerkschaft NGG be-
schreiben: 
 
Der Missbrauch von Arbeitnehmerüberlassung und von Werkvertrag findet zwar in einem großen 
Maße, aber nicht ausschließlich, im Bereich der Fleischindustrie statt. So wissen wir, dass auch 
Ausgliederungen in Subunternehmen in der Fischverarbeitung und in der Getränkelogistik in einem 
nicht unerheblichen Umfang stattgefunden haben und weiterhin stattfinden. Für die Erfrischungs-
getränke-industrie können wir Einzelfälle benennen, in denen Einstellungen nicht wie üblich direkt 
in Stammbelegschaften durchgeführt worden sind, sondern zunächst in einer extra gegründeten 
Verleihfirma vorgenommen wurden. Damit ist nicht nur der anzuwendende Entgelttarifvertrag un-
terlaufen worden, sondern auch beispielsweise Probezeiten verlängert worden. Die betroffenen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer befinden sich so teilweise über lange Jahre hinweg in einer 
finanziell sowie sozial prekären Situation. 
 
 
 
 
1. Derzeitige Situation der Schlachthöfe aus Sicht der Gewerkschaft NGG 
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Die Beschäftigtensituation in den Schlachthöfen hat sich in den letzten Jahren dramatisch verän-
dert. Viele Betriebe in Schleswig-Holstein mussten in den letzten Jahren schließen. Bis dahin haben 
dort zum größten Teil Stammbelegschaften die Arbeiten erledigt. Dabei wurden auch schon damals 
Fremdbeschäftigte in Form von Schlachtkolonnen aus Osteuropa eingesetzt und es muss erwähnt 
werden, dass diese allerdings nicht die Regel waren. Dieses Bild hat sich dramatisch verändert. 
Stammbelegschaften sind in den Produktionsbereichen durch Werkverträge verdrängt worden. Wo 
früher größtenteils durch Tarifverträge und betriebliche Mitbestimmung geschützte Arbeitsbereiche 
in den Schlachtbetrieben von Kolleginnen und Kollegen erledigt wurden, sind heute Subunterneh-
men eingesetzt. Wo zunächst gar keine kollektiv geregelten Arbeitsbedingungen angewendet wur-
den und jetzt der anzuwendenden Tarifvertrag über zur Regelung von Mindestarbeitsbedingungen 
in der Fleischwirtschaft der Bundesrepublik Deutschland Anwendung findet. Dies ist ein kleiner 
Teilerfolg, aber aus unserer Sicht eben nicht ausreichend. 
 
Wir halten es nicht für genügend, dass einfach die Arbeitsverträge der Betroffenen auf deutsche 
Arbeitsverhältnisse umgewandelt worden sind. Weiterhin arbeiten die Menschen in prekären, teils 
unwürdigen Bedingungen weiter. In der Standortoffensive deutscher Unternehmen der Fleischwirt-
schaft haben sich die unterzeichnenden Unternehmen verpflichtet „den Anteil ihrer Stammbeleg-
schaft zu erhöhen und weiter auszubauen.“ Dieses können wir nicht beobachten. 
 
Derzeit wird ein Großteil der Arbeiten in den Schlachthöfen von Subunternehmen bewältigt, die 
zunächst in osteuropäischen Ländern, wie beispielsweise Rumänien ihren Sitz hatten und teilweise 
haben. Vor hier wurden die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entsendet. Durch die „Standort-
offensive deutscher Unternehmen der Fleischwirtschaft – Selbstverpflichtung der Unternehmen für 
attraktivere Arbeitsbedingungen“ sind diese rumänischen Firmen in deutsche Subunternehmen 
umgewandelt worden. Eine Folge hiervon ist, dass es dadurch mehr deutsche Arbeitsverträge gibt. 
Leider haben sich die Arbeitsstrukturen durch diese Maßnahmen für die betroffenen Kolleginnen 
und Kollegen nicht zum positiven entwickelt. Wir wissen, dass die Menschen in den Produktionsbe-
reichen immer noch 10,5 Stunden arbeiten müssen. Durch die Pausen, die nicht vergütet werden, 
sind die Kolleginnen und Kollegen gezwungen jeden Tag bis zu 12 Stunden in den Schlachthöfen 
zu verbleiben. Es gab in einzelnen Werken Versuche Schichtsysteme einzuführen, die einen gere-
gelten Arbeitstag sichern sollten. Nach unserem Kenntnisstand sind diese Versuche eingestellt 
worden. Da allerdings die gesetzliche tägliche Arbeitszeit im Höchstfall 10 Stunden beträgt können 
diese Arbeitszeiten nicht akzeptiert werden. Ob im Übrigen in diesem Zusammenhang eine Aus-
nahmegenehmigung vorliegt, ist uns leider nicht bekannt. 
 
In den Gesprächen, die wir in den letzten Jahren bei regelmäßigen Besuchen in Unterkünften der 
rumänischen Kolleginnen und Kollegen geführt haben, haben wir erfahren, dass beispielsweise 
eine „Miete“ von 200 € im Monat pro Bett bezahlt werden muss. Uns liegen vertragliche Vereinba-
rungen sowie Lohnabrechnungen vor, die dieses belegen. Die Kolleginnen und Kollegen waren in 
Betrieben beschäftigt, die sich dem Verhaltenskodex der Fleischwirtschaft des Verbandes der 
Fleischwirtschaft aus dem Jahr 2014 unterworfen haben. In dieser Selbstverpflichtung ist unter 
anderem folgendes zu finden: 
 
„Im Falle der Gestellung von Unterkünften verpflichtet sich der Arbeitgeber, diese nur zu einer 
angemessenen Miete gemäß gültigen Mietzins an seine Arbeitnehmer/-innen zu vermieten. Diese 
Angemessenheit richtet sich nach Größe, Lage und Ausgestaltung der Unterkünfte sowie der orts-
üblichen Miete“. 
 
Gemäß der Internetseite http://www.wohnungsboerse.net/mietspiegel-Husum/8218 sollte der 
Mietzins zwischen bei  € 6,64 € bis € 6,83 pro Quadratmeter liegen. Zugegebenermaßen sind die 
Subunternehmen nicht die direkten Arbeitgeber. Aber auch unter Berücksichtigung der ASR 4.4 ist  
€ 200,00 monatlich ein stark überhöhter Mietzins, da die Unterkünfte in der Regel mit mindestens 

http://www.wohnungsboerse.net/mietspiegel-Husum/8218
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zwei Kolleginnen und Kollegen keine nachvollziehbaren Lohnabrechnungen und/oder Stunden-
nachweise vorlegen können.  
 
2.  Aus unserer Sicht ist es ebenfalls notwendig die derzeitige Situation der Fleischver-
arbeitenden Industrie aus Sicht der Gewerkschaft NGG darzustellen: 
 
Die Kolleginnen und Kollegen der Fleischverarbeitenden Industrie sind größtenteils tarifgebunden. 
Leider ist es nicht gelungen einen Flächentarifvertrag für diesen Industriezweig der Ernährungsin-
dustrie aufrecht zu erhalten, allerdings konnten im Anschluss in Haustarifverträgen die Arbeitsbe-
dingungen für große Teile der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gesichert werden. Allerdings 
ist auch hier die Entwicklung der Belegschaftsstrukturen besorgniserregend. Dieses wollen wir hier 
kurz am Beispiel der zur-Mühlen-Gruppe, deren Gesellschafter Clemens Tönnies ist, an den Stand-
orten Satrup (Redlefsen) und Böklund (Böklunder)  darlegen. 
 
Lange Zeit hat die zur-Mühlen-Gruppe einen hohen Anteil von Leiharbeitnehmerinnen und Leihar-
beitnehmern beschäftigt. Teilweise war hier die Beschäftigungsquote an einzelnen Standorten bis 
zu 50%. Dadurch wurde auch Lohndumping durchgeführt, da der für die Arbeitnehmerüberlassung 
anzuwendende, mit der Tarifgemeinschaft des Deutschen Gewerkschaftsbundes abgeschlossene 
Tarifvertrag geringere Entgelte vorsieht.  
 
Allerdings waren die in den Betrieben vorhandenen Betriebsräte für die betroffenen Kolleginnen 
und Kollegen zuständig und konnten somit sich auch um die Belange der Leiharbeiterinnen und 
Leiharbeiter kümmern und größtenteils Abhilfe schaffen. 
 
Mit der Begründung der Reform der Arbeitnehmerüberlassung wird die Geschäftsführung zukünftig 
allerdings Ausgliederungsmaßnahmen durchführen und so, aus Arbeitgebersicht, eine Kostenneut-
ralität herstellen. Die Novellierung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes hat also ihren ursprüng-
lichen und guten Ansatz Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gleich zu stellen leider verfehlt, da 
es versäumt wurde den missbräuchlichen Einsatz von Werkvertragsstrukturen zu regulieren. Zu-
künftig wird –nicht nur- in diesen Betrieben also weiterhin ein nicht unwesentlicher Teil der Beleg-
schaft zu prekären Arbeitsbedingungen bei Drittunternehmen arbeiten müssen. Sehr bedauerlich 
ist zusätzlich, dass dann keinerlei tarifliche Vereinbarungen anzuwenden sind und das auch kein 
Betriebsrat sich mehr um die Belange der Kolleginnen und Kollegen kümmern darf. 
 
Schon heute arbeiten in den Werken ein hoher Anteil ausländischer Kolleginnen und Kollegen in 
der Arbeitnehmerüberlassung. Auch diese Menschen bekommen Unterkünfte von ihren Verleihfir-
men zur Verfügung gestellt. Die zur-Mühlen-Gruppe hat zwar den Verhaltenskodex der Fleischin-
dustrie unterschrieben, aber auch hier wissen wir von den gleichen Zuständen in den Unterkünf-
ten, wie bei den Schlachthöfen. Auch hier sehen wir einen großen Handlungsbedarf. 
 
3. Weitere Empfehlungen der Gewerkschaft NGG:  
 

- Die Gewerkschaft NGG unterstützt das Ansinnen der Antragsteller in einer Novellierung des Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetzes die Mitbestimmungsrechte der Betriebsräte auszuweiten. Um 
auch zukünftig Lohndumping zu verhindern, wird es aus unserer Sicht notwendig sein, bei der 
Betrachtung von vorübergehender Beschäftigung eine Betrachtung des Arbeitsplatzes vorzu-
nehmen. Dies ist ein wichtiger Schritt, um auch sogenannte Drehtüreffekte verhindert werden. 

 
- Ebenfalls begrüßen wir, dass missbräuchlich eingesetzte Werkverträge in den Mittelpunkt ge-

stellt werden sollen. Es ist allerdings notwendig auch die Regulierung der Werkverträge auf poli-
tischer Ebene zu regulieren. Wir befürchten, dass in den nächsten Jahren, die aus unserer Sicht 
bestehende Gesetzeslücke genutzt wird und in einem nicht unerheblichen Maß die Arbeitneh-
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merüberlassung durch Ausgliederungsmaßnahmen in Werkverträge umgewandelt werden, zu-
mindest in dem gesetzlich zugelassen Rahmen. Dieses gilt es zukünftig zu verhindern. 

 
- Wir stimmen zu, dass die Beratungsstellen der Fairen Mobilität zukünftig ausgebaut und lang-

fristig ausgerichtet werden muss. Die ausländischen Kolleginnen und Kollegen müssen erreicht 
werden und über ihre Rechte aufgeklärt werden. Wir müssen den Menschen ermöglich auch bei 
uns ein menschenwürdiges Leben mit einem auskömmlichen Einkommen zu ermöglichen. 

 
- Die Unternehmen der Fleischindustrie müssen im Hinblick auf die von ihnen unterzeichneten 

Selbstverpflichtungen immer wieder überprüft werden. Die vorliegenden Dokumente sind die 
einzige Möglichkeit derzeit Arbeitsbedingungen zu überprüfen und Lohndumping zu verhindern.  

 
- Wir regen an in regelmäßigen Gesprächen über die Arbeits- und Lebenssituation zu beraten. Ein 

Branchendialog zwischen Politik, Arbeitgebern, Gewerkschaften und den Beratern von „Faire 
Mobilität“ kann hierbei ein Anfang sein. 

 
Als Ergänzung fügen wir dieser Stellungnahme die genannten Dokumente hinzu. 
 
Mit kollegialen Grüßen 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Finn Petersen 
(Geschäftsführer) 
 
 
 
 
 








































